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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Landesabgeordnetengesetzes

§ 19 des Landesabgeordnetengesetzes vom 9. Oktober 2019 
(GVBl. S. 674), das zuletzt durch Gesetz vom 10. März 2022 (GVBl. 
S. 106) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 werden die Wörter „und die Versorgungsempfän-
gerinnen und -empfänger nach diesem Gesetz“ gestrichen.

b)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Als Zuschuss sind 40 vom Hundert des höchsten allgemei-
nen Gesamtbeitrages zu zahlen, der bei Krankenversiche-
rungspflicht an die für das Land Berlin zuständige Allgemei-
ne Ortskrankenkasse zu leisten wäre.“

2.	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Versorgungsempfängerinnen und -empfänger nach 

diesem Gesetz erhalten auf Antrag einen Zuschuss zu ihren 
Krankenversicherungsbeiträgen. Versorgungsempfängerin und 
-empfänger im Sinne dieser Vorschrift ist ein ehemaliges Mit-
glied des Abgeordnetenhauses, das Altersentschädigung bezieht 
oder dessen Anspruch auf Altersentschädigung deshalb ruht, 
weil es Übergangsgeld bezieht, sowie eine Person, die Hinter-
bliebenenversorgung bezieht. Der Zuschuss beträgt die Hälfte 
des aus eigenen Mitteln geleisteten Krankenversicherungsbei-
trages, höchstens jedoch 40 vom Hundert des höchsten allge-
meinen Gesamtbeitrages, der bei Krankenversicherungspflicht 
an die für das Land Berlin zuständige Allgemeine Ortskranken-

kasse zu leisten wäre. Versorgungsempfängerinnen und -emp-
fänger, die eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
beziehen und entweder den darauf entfallenden Krankenversi-
cherungsbeitrag nach § 249a des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch nur zur Hälfte tragen oder gemäß § 106 des Sechsten Bu-
ches Sozialgesetzbuch einen Beitragszuschuss beziehen, erhal-
ten für diesen rentenbezogenen Krankenversicherungsbeitrag 
keinen Zuschuss. Für einen auf andere Einkünfte bezogenen 
Krankenversicherungsbeitrag wird ebenfalls kein Zuschuss ge-
zahlt.“

3.	 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Im Fall des Bezugs von Übergangsgeld wird der Zuschuss für 
die Dauer des Bezugs von Übergangsgeld nach § 10 Absatz 1 
gewährt, mindestens jedoch für die Dauer von sechs Monaten 
nach Ausscheiden aus dem Abgeordnetenhaus.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2027 in Kraft.

Berlin, den 24. September 2026

Die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin
Cornelia  S e i b e l d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Kai  W e g n e r

Viertes Gesetz
zur Änderung des Landesabgeordnetengesetzes

Vom 24. September 2026


